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11238 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Wirtschaftsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 1. Juni 2023 betreffen ein Bundesgesetz über 
die befristete Gewährung von Förderungen zum Ausgleich des Anstiegs der Strompreise 
infolge der Einbeziehung der Kosten von Treibhausgasemissionen aus dem europäischen 
Emissionshandel (Stromkosten-Ausgleichsgesetz 2022 – SAG 2022) 

Im Zusammenhang mit den infolge der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, der Zertifikatspreise 
im europäischen Emissionshandel sowie des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine gestiegenen 
Strompreise soll energieintensiven Unternehmen ein finanzieller Ausgleich gewährt werden können und 
damit das Risiko der Verlagerung von CO2-Emissionen reduziert werden. Die auf diese Weise gewährten 
Bundesförderungen werden im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung abgewickelt. 
 
Der Wirtschaftsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
5. Juni 2023 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Dipl.-Ing. Dr. Maria Huber. 
An der Debatte beteiligte sich Bundesrätin Korinna Schumann. 
Bei der Abstimmung wurde mehrstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben (dafür: V, F, G, dagegen: S). 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Dipl.-Ing. Dr. Maria Huber gewählt. 

Der Wirtschaftsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage mehrstimmig den Antrag, gegen den 
vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2023 06 05 

 Dipl.-Ing. Dr. Maria Huber Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA 
 Berichterstatterin Vorsitzende 
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